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Beratungsgremium / Arbeitskreis für Fragen des demografischen Wandels; 
Antrag des Ratsherrn Andreas Schmitz / Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, vom 
16.01.2013 
 
Gremium Status Datum Beschlussqualität 
Stadtrat Ö 31.01.2013 Entscheidung 
 
Stellungnahme: 
Die Frage, wie und in welcher Form Fragen des demografischen Wandels innerhalb 
der kommunalpolitischen Arbeit behandelt werden, ist aus der Sicht des Stadtrates 
nicht neu. So hat sich der Stadtrat in seiner Sitzung am 17.06.2008 etwa mit einem 
Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen befasst, einen Ausschuss für 
Demografie einzurichten. Zumindest zielte dieser Antrag ähnlich wie der nun 
vorliegende Antrag des Ratsherrn Schmitz darauf ab, demografiebezogene Themen 
in einem fachübergreifenden Gremium zu placieren. Gemeinsam mit dem damaligen 
Antrag wurde in der genannten Ratssitzung ein Antrag der CDU-Fraktion beraten, 
der den Umgang mit Fragen des demografischen Wandels im Rahmen der Arbeit 
bereits bestehender Ratsgremien zum Inhalt hatte. Die Sitzungsunterlagen hierzu 
(Anträge, Stellungnahmen der Verwaltung, Protokollauszug) sind zur zusätzlichen 
Information als Anlage dieser Stellungnahme beigefügt. 
 
In den Stellungnahmen zu den damaligen Anträgen hat die Verwaltung keine 
inhaltliche Position bezogen, weil die Beschlussfassung eine reine politische 
Entscheidung ist. Dies wird sie auch jetzt nicht tun. Vielmehr schlägt sie vor, den 
Antrag zunächst zur weiteren Beratung an den Haupt- und Finanzausschuss zu 
überweisen. Dies würde auch § 59 Abs. 1 GO NRW entsprechen, wonach der 
Hauptausschuss die Arbeiten aller Ausschüsse aufeinander abzustimmen hat. 
 
Was vor einer inhaltlichen Beratung und Entscheidung aber bereits jetzt 
vorausgeschickt werden muss, ist die Feststellung, dass die Verwaltung mit dem 
derzeitigen Personal nicht in der Lage sein wird, ein zusätzliches Gremium zu 
betreuen. Sie geht davon aus, dass der damit verbundene Aufwand der Betreuung 
eines Fachausschusses entsprechen würde, und zwar mit allen zusätzlich 
erforderlichen Anforderungen an alle Fachbereiche der Verwaltung. 
 
 
Beschlussentwurf: 
 
Der Antrag wird zur weiteren Beratung, gegebenenfalls mündend in eine 
Beschlussempfehlung an den Stadtrat, an den Haupt- und Finanzausschuss 
überwiesen. 
 
Anlagen 
Anlage 1: Anlage zur Stellungnahme 
Anlage 2: Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 


